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A STELLUNGNAHMEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

A.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 320 Gesundheitsschutz  
(gemeinsames Schreiben vom 13.12.2022) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.1.1 Keine hygienischen Bedenken. 

Wir möchten jedoch auf Folgendes hinwei-
sen: 

Das Baugebiet wird als neue Gemeinbe-
darfsfläche geplant. 

Die Leitungen für die Trinkwasserversor-
gung sollten nicht als Stichleitungen ge-
plant und ausgelegt werden, sondern als 
vermaschtes Netz verlaufen. 

Dadurch wird eine gute Durchströmung 
gewährleistet und bei geringer Abnahme 
keine lange Verweilzeit erreicht. Bei zu ge-
ringem Wasserverbrauch ist zu befürch-
ten, dass es bei Stagnation des Trinkwas-
sers durch die erhöhten Temperaturen zu 
einem Wachstum von Bakterien kommt. 
Das kann zu einer Verkeimung des Trink-
wassers und damit auch zu einer Gefähr-
dung des Endverbrauchers führen. 

Sollte sich dies nicht verwirklichen lassen, 
müssen wir darauf hinweisen, dass dann 
eine erhöhte Spülfrequenz des Ortsnetzes 
in diesem Bereich notwendig sein wird, um 
eine Verkeimung des Trinkwassers zu ver-
meiden. 

Grundlage unserer Stellungnahme ist die 
Trinkwasserverordnung (TrinkwV) in der 
jeweils geltenden Fassung. 

In § 17 Absatz 1 dieser Verordnung ist 
festgehalten," Anlagen für die Gewinnung, 
Aufbereitung oder Verteilung von Trink-
wasser sind mindestens nach den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik zu 
planen, zu bauen und zu betreiben." 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Ein entspre-
chender Hinweis wird in die Bebauungsvorschriften 
aufgenommen. 

A.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 410 Baurecht und Denkmalschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 13.12.2022) 

Rechtliche Vorgaben aufgrund fachge-
setzlicher Regelungen, die im Regelfall 
nicht überwunden werden können: 

 



Stadt Sulzburg Stand: 14.09.2023 
Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften  
„Feuerwehr, Betriebshof und Bergwacht“  

Abwägung der Stellungnahmen aus der Frühzeitigen Beteiligung Seite 3 von 27 

 
 

23-09-14 BPL Feuerwehr Abwägung Frühzeitige (23-09-18).docx 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

A.2.1 Der Bebauungsplan soll im beschleunig-
ten Verfahren nach § 13a BauGB aufge-
stellt werden. Voraussetzung hierfür ist, 
dass es sich um einen Bebauungsplan der 
Innenentwicklung handelt. Hierzu enthält 
die Begründung nur rudimentäre Ausfüh-
rungen, die nicht geeignet sind, ernsthafte 
Bedenken zu den Anwendungsvorausset-
zungen des gewählten Verfahrens auszu-
räumen. 

Nach erneuter, vertiefender Prüfung aller Kriterien 
ist die Stadt Sulzburg der Auffassung, dass im vor-
liegenden Fall die Voraussetzungen für ein be-
schleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB erfüllt 
sind. Die Kriterien werden in der Begründung aus-
führlich dargelegt. 

A.2.1.1 Die Interpretation des Begriffs der Innen-
entwicklung durch die Gemeinde unter-
liegt der uneingeschränkten gerichtlichen 
Kontrolle. Einen Beurteilungsspielraum 
hat die Gemeinde nicht. Mit dem Tatbe-
standsmerkmal der Innenentwicklung be-
schränkt § 13a Absatz 1 Satz 1 BauGB 
seinen räumlichen Geltungsbereich. Über-
plant werden dürfen Flächen, die von ei-
nem Siedlungsbereich mit dem Gewicht 
eines im Zusammenhang bebauten Orts-
teils umschlossen werden. Die äußeren 
Grenzen des Siedlungsbereichs dürfen 
durch den Bebauungsplan nicht in den Au-
ßenbereich hinein erweitert werden (vgl. 
BVerwG, Urt. v. 04.11.2015, Az. 4 CN 
9/14-juris). Maßgeblich sind dabei die tat-
sächlichen Verhältnisse (vgl. BVerwG, Urt. 
v. 25.06.2020, AZ 4 CN 5.18 -juris). 

Siehe Beschlussvorschlag in Ziffer A.2.1. 

A.2.1.2 Wir halten danach eine vertiefte Prüfung 
der Anwendbarkeit des beschleunigten 
Verfahrens anhand der aktuellen höchst-
richterlichen Rechtsprechung für zwin-
gend geboten. 

Siehe Beschlussvorschlag in Ziffer A.2.1. 

A.2.1.3 Vorliegend ist das Plangebiet nicht maß-
geblich von umgebender Siedlungsbebau-
ung geprägt. Angrenzend an das Plange-
biet im Westen befindet sich ein Camping-
platz, im Süden auf dem 7991 m2 großen 
FIst.Nr. 1077/1 ein Parkplatz, im Osten der 
Sulzbach sowie die K4941 mit anschlie-
ßender freier Fläche und im Norden Sport-
anlagen. Siedlungsgebiet findet sich tat-
sächlich erst anschließend an den Park-
platz im Norden und Nordosten. Die beste-
hende Grünfläche mit der Zweckbestim-
mung „Sportanlage", welche sich optisch 
als unbebaut darstellt, und auch der be-
nachbarte Campingplatz sind nicht geeig-
net, einen Bebauungszusammenhang 
herzustellen. Auch die Sportgaststätte, 
welche sich im Osten des Plangebiets be-
findet, kann keinen Bebauungszusam-
menhang mit den sich abgesetzt vom 

Siehe Beschlussvorschlag in Ziffer A.2.1. 
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Plangebiet im Norden befindenden Häu-
sern begründen, da das typische Merkmal 
eines Bereichs der Innenentwicklung, 
nämlich eine zusammenhängende, aufei-
nanderfolgende Bebauung fehlt. Dies ist 
aber zwingende Grundvoraussetzung für 
die Anwendbarkeit des beschleunigten 
Verfahrens nach § 13a BauGB. 

Wir weisen darauf hin, dass eine fehler-
hafte Wahl des beschleunigten Verfahrens 
in der Fehlerfolge zu einem nach § 214 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BauGB beachtlichen 
Mangel führen kann. Im Verfahren zur Auf-
stellung eines Bebauungsplans gemäß § 2 
Abs. 1 i.V.m. Abs. 4 BauGB hat die Ge-
meinde für die Belange des Umweltschut-
zes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB 
eine Umweltprüfung durchzuführen. Ge-
mäß § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB ist ferner ein 
Umweltbericht zu erstellen, in dem die vo-
raussichtlich erheblichen Umweltauswir-
kungen beschrieben und bewertet werden. 
Der Umweltbericht ist zusammen mit dem 
Entwurf des Bebauungsplans nach § 3 
Abs. 2 Satz 1 BauGB öffentlich auszule-
gen und gemäß § 9 Abs. 8 BauGB der Be-
gründung beizufügen. 

A.2.1.4 Aus Gründen der Rechtssicherheit raten 
wir davon ab, den Bebauungsplan im be-
schleunigten Verfahren nach § 13a 
BauGB aufzustellen und regen stattdes-
sen an, ein reguläres Bebauungsplanver-
fahren mit Umweltprüfung durchzuführen. 

Siehe hierzu Beschlussvorschlag in Ziffer A.2.1.2. 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.2.2 Für die baurechtliche Stellungnahme liegt 
die Zuständigkeit beim Gemeindeverwal-
tungsverband Müllheim-Badenweiler. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Die Untere Bau-
rechtsbehörde beim Gemeindeverwaltungsverband 
Müllheim-Badenweiler wurde im Rahmen der Früh-
zeitigen Beteiligung entsprechend beteiligt. 

A.2.3 In Ziffer 1 der Begründung wird auf eine 
Standortanalyse des Büros Brandschutz 
Vier GmbH im Schwanau verwiesen, wel-
che dem Bebauungsplan nicht beigefügt 
ist. Wir weisen darauf hin, dass die plane-
rische Abwägung der Gemeinde sich mit 
Standortalternativen auseinandersetzen 
muss. Dabei sind mehrere - sich anbie-
tende - Varianten in den Blick zu nehmen 
und im Ergebnis ist eine den allgemeinen 
Planungsvorgaben in § 1 Absatz 6 BauGB 
gerecht werdende 

Die Stadt Sulzburg hat sich schon im Vorfeld des 
Verfahrens mit den Standortalternativen ausführlich 
auseinandergesetzt. Hierzu hat das Büro Brand-
schutz Vier GmbH eine Analyse nach den maßge-
benden Kriterien erstellt. Diese Analyse dient der 
planerischen Abwägung und wird zur Offenlage als 
Anlage den Bebauungsplanunterlagen entspre-
chend beigefügt. 
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Abwägungsentscheidung zu treffen. Wir 
regen daher an, dies zu ergänzen und die 
durchgeführte Standortanalyse dem Be-
bauungsplan beizufügen. 

A.2.4 Wie aus der Ziffer 3 der Begründung her-
vorgeht, entwickelt sich der Bebauungs-
plan nicht aus dem gültigen Flächennut-
zungsplan. 

Die Frage, ob ein Bebauungsplan im 
Sinne des § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB aus 
dem Flächennutzungsplan entwickelt ist, 
beurteilt sich nach der planerischen Kon-
zeption für den -engeren - Bereich des Be-
bauungsplans. Für die Frage hingegen, ob 
durch den nicht aus dem Flächennut-
zungsplan entwickelten Bebauungsplan 
die sich aus dem Flächennutzungsplan er-
gebende geordnete städtebauliche Ent-
wicklung beeinträchtigt wird, ist die plane-
rische Konzeption des Flächennutzungs-
plans für den größeren Raum, in der Regel 
das gesamte Gemeindegebiet, maßge-
bend. Dies wäre auch im Hinblick auf die 
erforderliche Standortalternativenprüfung 
noch näher zu erläutern. 

Unter Bezugnahme auf die Ziffer 1.1 regen 
wir auch an, zu prüfen, ob zunächst der 
Flächennutzungsplan entsprechend punk-
tuell zu ändern wäre. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Nach erneuter, vertiefender Prüfung aller Kriterien 
ist die Stadt Sulzburg der Auffassung, dass im vor-
liegenden Fall die Voraussetzungen für ein be-
schleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB erfüllt 
sind. Vor diesem Hintergrund ist lediglich eine Be-
richtigung des FNP erforderlich. Durch die vorlie-
gende Planung wird die geordnete städtebauliche 
Entwicklung nicht beeinträchtigt und dadurch ge-
wahrt. 

A.2.5 Da der unter der Ziffer 3 der Begründung 
angefügte Auszug des zeichnerischen 
Teils aus dem Flächennutzungsplan nicht 
die aktuelle Plan Lage abbildet, regen wir 
an, diesen durch einen aktuellen Auszug 
zu ersetzen. Die 2. Änderung des Flächen-
nutzungsplans, rechtskräftig seit dem 
27.01.2017, stellt für das benachbarte 
Grundstück FIst.Nr. 1077/1 Gewerbeflä-
che in Planung dar. 

Dies wird berücksichtigt. Der aktuelle Flächennut-
zungsplan wird für den südlich angrenzenden Be-
reich (Gewerbefläche) entsprechend angepasst. 

A.2.6 Gemäß § 2 Absatz 3 BauGB sind bei der 
Aufstellung der Bauleitpläne alle Belange, 
die für die Abwägung von Bedeutung sind 
(Abwägungsmaterial) zu ermitteln und zu 
bewerten. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.2.6.1 Unter der Ziffer 2 d) der Satzung wird ein 
geotechnischer Bericht zur Untersuchung 
des Untergrundes angeführt. Dieser geo-
technische Bericht ist den Beteiligungsun-
terlagen jedoch nicht beigefügt. Auch die 
Kurzbegründung enthält keine Aussagen 
zu diesem Bericht. Wir empfehlen, ihn ge-
mäß Satzung beizufügen und die 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Die erforderli-
chen Untersuchungen/Gutachten werden zur Offen-
lage den Planunterlagen entsprechend beigefügt. 
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diesbezüglichen Belange in die Abwägung 
einzustellen. 

Die Ergebnisse einer Lärmprognose durch 
ein qualifiziertes Ingenieurbüro sollen in 
den Offenlageentwurf des Bebauungs-
plans aufgenommen und in die Abwägung 
eingestellt werden (Ziffer 6.7 der Kurzbe-
gründung). 

Auch ein Oberflächenwasserkonzept soll 
durch ein qualifiziertes Ingenieurbüro noch 
erarbeitet werden. 

A.2.7 Gemäß der artenschutzfachlichen Potenti-
alabschätzung sind Vermeidungsmaßnah-
men umzusetzen. Wir machen darauf auf-
merksam, dass gebietsexterne natur-
schutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen 
vor Satzungsbeschluss rechtlich gesichert 
werden müssen. Die erfolgte Sicherung ist 
zudem für die Annahme einer Planreife 
nach § 33 BauGB von Bedeutung. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Falls gebietsex-
terne Ausgleichsmaßnahmen erforderlich sind, wer-
den diese vor Satzungsbeschluss durch einen öf-
fentlich-rechtlichen Vertrag gesichert. 

A.2.8 Wir weisen darauf hin, dass der beste-
hende Bebauungsplan „Hekatron-Werk 2" 
in einem Teilbereich überlagert wird und 
daher im Überlagerungsbereich aufgeho-
ben werden sollte. Dies bedarf der Berück-
sichtigung im Satzungstext, bei der Durch-
führung des Verfahrens und der Beteili-
gung, sowie bei der Beschlussfassung. 

Dies wird nicht berücksichtigt. Der bestehende Be-
bauungsplan „Hekatron-Werk 2“ wird im nordöstli-
chen Teilbereich überlagert. Darüber hinaus wird 
der bestehende Bebauungsplan „Campingplatz 
Sulzburg“ in einem Teilbereich überlagert. Dies wird 
in der Satzung entsprechend berücksichtigt. Es gibt 
jedoch keinen gesonderten Anlass, diese Bebau-
ungspläne im Überlagerungsbereich aufzuheben. 
Es ist nicht Wille der Stadt Sulzburg, dass die beste-
henden Bebauungspläne auch dann im jeweils 
überlagerten Teilbereich unwirksam sein sollten, 
wenn sich der aktuelle Bebauungsplan „Feuerwehr, 
Betriebshof und Bergwacht“ als unwirksam heraus-
stellen sollte, weil damit ein Rest des Altplanes in 
einem Teil zurückbliebe. Sollte sich der aktuelle Be-
bauungsplan als unwirksam herausstellen und so-
mit die bestehenden Bebauungspläne nicht ver-
drängen, soll dieser nach wie vor wirksam bleiben. 
Die gewünschte Klarstellung erfolgt in Form von 
neutralen Deckblättern, welche auf den bestehen-
den Bebauungsplan mit den entsprechenden Daten 
aufgebracht wird. 

A.2.9 Da aus der Planzeichnung die Verkehrser-
schließung nicht ersichtlich ist und gemäß 
der Ziffer 5.2 der Kurzbegründung das 
Plangebiet direkt über die Straße „Brühl-
matten" erschlossen werden kann, gemäß 
der Ziffer 5.1 jedoch die Zufahrt über die 
„Gebrüder-Spreng-Straße" erfolgen soll, 
bitten wir um Überprüfung des Sachver-
halts und ggf. Korrektur. 

Dies wird berücksichtigt. Das Plangebiet wird tat-
sächlich von der bestehenden Straße „Gebrüder-
Spreng-Straße“ erschlossen. Ziffer 5.2 wird entspre-
chend modifiziert. 

A.2.10 Nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO sind die 
Grundflächen von Garagen und 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Nach Prüfung 
soll die Grundfläche durch die in § 19 Abs.4 Nrn. 1. 
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Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenan-
lagen i.S.d. § 14 und baulichen Anlagen 
unterhalb der Geländeoberfläche, durch 
die das Baugrundstück lediglich unterbaut 
wird, bei der Ermittlung der Grundfläche 
mitzurechnen. Die Begründung unter der 
Ziffer 6.2 lässt Anlagen nach § 19 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 3 BauNVO außer Betracht. 
Auch weicht die Formulierung in Ziffer 1.5 
der planungsrechtlichen Festsetzungen 
(Grundflächenzahl) vom Wortlaut der Ver-
ordnung ab. Es ist nicht zweifelsfrei er-
sichtlich, ob die Gemeinde bewusst eine 
von der Verordnung abweichende Rege-
lung treffen wollte. Wir bitten daher um 
nochmalige Überprüfung und ggfs. Umfor-
mulierung/Ergänzung. 

(Stellplätze mit ihren Zufahrten) und 2. (Nebenanla-
gen) im Sinne des § 14 bis zu einer Grundflächen-
zahl von bis zu 0,95 überschritten werden. Da im 
Plangebiet keine Garagen bzw. Tiefgaragen geplant 
bzw. festgesetzt sind, wird es nicht für erforderlich 
gehalten diese Anlagen mitaufzuführen. Die Ziffer 
1.5 der planungsrechtlichen Festsetzung und Ziffer 
6.2 der Begründung werden in Übereinstimmung 
gebracht. 

A.2.11 Die Gemeinde ist nach § 75 Abs. 3 Nr. 2 
LBO dazu ermächtigt, örtliche Bauvor-
schriften mit Bußgeld zu bewehren. Nach 
dieser Vorschrift handelt ordnungswidrig, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig einer örtli-
chen Bauvorschrift zuwiderhandelt, wenn 
die örtliche Bauvorschrift für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese Bußgeld-
vorschrift (§ 75 Abs. 3 Nr. 2 LBO) verweist. 

In § 3 des Satzungsentwurfs wird hinge-
gen kein bestimmter Bußgeldtatbestand 
benannt, es wird vielmehr pauschal darauf 
abgestellt, dass wer den aufgrund § 74 
LBO ergangenen Vorschriften der Satzung 
über die örtlichen Bauvorschriften zuwi-
derhandle, ordnungswidrig handle. Damit 
dürfte kein bestimmter Tatbestand i.S.d. 
§ 75 Abs. 3 Nr. 2 LBO bezeichnet sein. 

Die Bußgeldbewehrung kann nur für ge-
nau umrissene und klar definierte Tatbe-
stände erfolgen. Das Rechtsstaatsprinzip, 
insbesondere der Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit, gebietet es dabei, die Be-
gründung von Ordnungswidrigkeiten auf 
Verstöße gegen wichtige Vorschriften zu 
beschränken (vgl. Sauter, LBO BW, § 75 
Rn. 55). 

Wir regen an, die Regelung zu überprüfen, 
ergänzend auch im Hinblick darauf, dass 
die Gemeinde Eigentümerin des Grund-
stücks ist und die vorgesehene Nutzung 
im Aufgabenbereich der Gemeinde liegt. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Da die Stadt 
Sulzburg selber Eigentümer des maßgebenden 
Grundstücks ist, wird § 3 (Ordnungswidrigkeiten) 
der Satzung ersatzlos gestrichen. 

A.2.12 Wir regen an, die Regelungen unter der 
Ziffer 1.8 der planungsrechtlichen Festset-
zungen näher zu begründen und die 

Dies wird berücksichtigt. Die Festsetzungen in Ziffer 
1.8 (Anpflanzung von Bäumen) werden näher be-
gründet. Da sich der Hinweis unter Ziffer 1.8.3 auf 
private Grundstückseigentümer bezieht, es sich im 
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Sinnhaftigkeit des Hinweises unter der Zif-
fer 1.8.3 zu überprüfen. 

vorliegenden Fall jedoch um eine gemeindeeigene 
Fläche handelt, wird der Hinweis entsprechend ge-
strichen. 

A.2.13 Zu Ziffer 6.6 der Begründung weisen wir 
darauf hin, dass gemäß der Planzeich-
nung nur für einen Teil der Böschung öf-
fentliche Grünfläche (ohne Zweckbestim-
mung) festgesetzt wird. Wir regen an, Be-
gründung und Planzeichnung in Überein-
stimmung zu bringen. 

Dies wird berücksichtigt. Im Hinblick auf die Festset-
zung zur Begrünung eines Teils der Böschung wird 
die Begründung in Ziffer 6.6 im Hinblick auf die Plan-
zeichnung in Übereinstimmung gebracht. 

A.2.14 Zur Zusammenstellung der Rechtsvor-
schriften weisen wir darauf hin, dass das 
Baugesetzbuch zuletzt durch Gesetz vom 
08.10.2022 geändert wurde und regen an, 
die Angabe entsprechend zu aktualisie-
ren. 

Dies wird berücksichtigt. Die Rechtsgrundlagen 
werden zur Offenlage entsprechend aktualisiert. 

A.2.15 § 2 e) der Satzung bitten wir zu überprüfen 
und ggf. zu korrigieren. Wir weisen darauf 
hin, dass die Vorerkundung auf Kampfmit-
telbelastung mit Datum vom 22.08.2022 
beigefügt ist und die Auftragserteilung am 
27.07.2022 erfolgte. 

Dies wird berücksichtigt. Das Datum der Kampfmit-
teluntersuchung in der Satzung unter § 2 wird ent-
sprechend geändert. 

A.2.16 Die Begründung ist zu gegebener Zeit auf 
den Stand der endgültigen Planung unter 
Berücksichtigung des Abwägungsergeb-
nisses zu bringen. 

Dies wird berücksichtigt. Die Begründung wird zu 
gegebener Zeit auf den Stand der endgültigen Pla-
nung unter Berücksichtigung des Abwägungsergeb-
nisses gebracht. 

A.2.17 Wir bitten um weitere Beteiligung am Ver-
fahren und zu gegebener Zeit um Über-
mittlung einer Ergebnismitteilung zu den 
von uns ggf. vorgetragenen Anregungen. 

Dies wird berücksichtigt. Eine weitere Beteiligung 
am Verfahren findet statt. Zu gegebener Zeit werden 
die Ergebnisse der vorgetragenen Anregungen 
übermittelt. 

A.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 420 Naturschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 13.12.2022) 

Rechtliche Vorgaben aufgrund fachge-
setzlicher Regelungen, die im Regelfall 
nicht überwunden werden können: 

 

A.3.1 Gemäß den vorliegenden Unterlagen wird 
der Bebauungsplan im Vereinfachen be-
schleunigten Verfahren nach § 13 a 
BauGB geändert bzw. neu aufgestellt. Ein 
naturschutzrechtlicher Ausgleich ist für die 
mit diesen Änderungen erfolgenden Ein-
griffe in Natur und Landschaft nicht erfor-
derlich. Die naturschutzrechtlichen Be-
lange sind dennoch in der Abwägung nach 
§ 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen, so-
weit sie der Abwägung zugänglich sind. 
Naturschutzrechtliche Verbotstatbestände 
sind weiterhin zu beachten (insb. Bio-
topschutz, Natura 2000, Artenschutz): 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.3.1.1 Artenschutz Dies wird zur Kenntnis genommen. 



Stadt Sulzburg Stand: 14.09.2023 
Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften  
„Feuerwehr, Betriebshof und Bergwacht“  

Abwägung der Stellungnahmen aus der Frühzeitigen Beteiligung Seite 9 von 27 

 
 

23-09-14 BPL Feuerwehr Abwägung Frühzeitige (23-09-18).docx 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

Den vorliegenden Unterlagen wurde ne-
ben den Belangen zum Umweltschutz 
auch eine artenschutzfachliche Potential-
abschätzung für die Artengruppen Amphi-
bien, Vögel, Fledermäuse und Reptilien 
durch des Büro Wermuth (jeweils Stand: 
27.10.2022) beigefügt. Hierzu nehmen wir 
wie folgt Stellung: 

A.3.1.2 Weitere Untersuchungen für Reptilien 

Der artenschutzfachlichen Potentialab-
schätzung ist zu entnehmen (Ziffer 4.1, 
Seite 8), dass für die Artengruppe der 
Reptilien aufgrund der nicht auszuschlie-
ßenden Vorkommen von Zaun- und Mau-
ereidechse weitere Untersuchungen im 
Frühjahr/Sommer 2023 durchzuführen 
sind. Die Ergebnisse sind spätestens zur 
Offenlage vorzulegen. Darin sind auch die 
Maßnahmen zur Vermeidung, Minimie-
rung sowie ggf. zum (vorgezogenen) Aus-
gleich oder Ersatz darzustellen. 

In diesem Zusammenhang weisen wir da-
rauf hin, dass vorgezogene Ausgleichs-
maßnahmen (CEF-Maßnahmen) mindes-
tens ein Jahr vor Baubeginn herzustel-
len sind, um die Wirksamkeit zu gewähr-
leisten. Die Herstellung und die Wirksam-
keit sind der unteren Naturschutzbehörde 
nachzuweisen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Prüfung 
Reptilien sowie die notwendigen Vermeidungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen werden zur Offenlage er-
gänzt. 

 

 

 

 

 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Herstellung und notwendige Entwicklungszeit 
der geplanten Aufwertungsmaßnahmen in den 
randlichen Böschungsbereichen wurden mit der un-
teren Naturschutzbehörde abgestimmt. 

A.3.1.3 Vermeidungsmaßnahmen 

Das Gutachten enthält außerdem Vermei-
dungsmaßnahmen für die Artengruppen 
Amphibien, Vögel und Fledermäuse. 
Diese sind aus naturschutzfachlicher Sicht 
plausibel. Wir begrüßen, dass die Maß-
nahmen vollumfänglich in die örtlichen 
Bauvorschriften aufgenommen wurden. 

Den Bebauungsvorschriften ist unter Ziffer 
3.8.3 u.a. zu entnehmen, dass nächtliche 
Bauarbeiten in den Monaten Mai bis Sep-
tember (01.05. - 30.09.) nicht erfolgen soll-
ten. Unter Berücksichtigung der Ortsrand-
lage des Gebäudes sowie der angrenzen-
den, hochwertigen Strukturen (Sulzbach, 
Gehölzbestände, usw.) sollte sowohl aus 
Gründen des Artenschutzes als auch im 
Hinblick auf die damit verbundene Licht-
verschmutzung geprüft werden ob nächtli-
che Bauarbeiten grundsätzlich vermie-
den werden können. 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

In den Bebauungsvorschriften unter den Hinweisen 
zum Artenschutz wird darauf hingewiesen, dass 
nächtliche Bauarbeiten ganzjährig zu vermeiden 
sind. 

A.3.1.4 Ökologische Baubegleitung Dies wird berücksichtigt. 
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Bereits heute weisen wir darauf hin, dass 
alle Maßnahmen des Artenschutzes von 
einer Umweltbaubegleitung mit arten-
schutzfachlichem Sachverstand umzuset-
zen bzw. zu begleiten sind. Die erfolgrei-
che Maßnahmenumsetzung ist in Form ei-
nes Berichtes inkl. Fotodokumentation zu 
dokumentieren und der unteren Natur-
schutzbehörde unaufgefordert vorzule-
gen. 

Für die Umsetzung der Maßnahmen wird eine qua-
lifizierte Umweltbaubegleitung beauftragt. Die Maß-
nahmenumsetzung wird der UNB in Form eines Be-
richts vorgelegt. 

A.3.1.5 Externe Ausgleichsmaßnahmen 

Bereits heute weisen wir darauf hin, dass 
alle externen Ausgleichsmaßnahmen vor 
dem Satzungsbeschluss durch einen öf-
fentlich-rechtlichen Vertrag zu sichern 
sind, sofern die Stadt Sulzburg Eigentü-
merin der Flächen ist. Andernfalls ist zu-
sätzlich zum öffentlich-rechtlichen Vertrag 
noch eine dingliche Sicherung (Grund-
bucheintrag) notwendig. Der Nachweis 
darüber ist der unteren Naturschutzbe-
hörde ebenfalls vor Satzungsbeschluss 
vorzulegen. In diesem Fall wird der Grund-
stückseigentümer ebenfalls Vertrags-
partner. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Da keine externen Ausgleichsmaßnahmen vorgese-
hen sind, ist kein öffentlich-rechtlicher Vertrag erfor-
derlich. 

A.3.1.6 Wir weisen darauf hin, dass die Flächen, 
die für den Ausgleich herangezogen wer-
den, auch tatsächlich verfügbar sein müs-
sen. Im Rahmen der Ausgleichsplanungen 
ist eine Aussage über die Verfügbarkeit (z. 
B. ist die Fläche verpachtet? etc.) zu ma-
chen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Alle Ausgleichsflächen liegen innerhalb des Gel-
tungsbereichs des Bebauungsplans und sind somit 
gesichert. Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag ist daher 
nicht erforderlich. 

A.3.1.7 Wir bitten einen entsprechenden Vertrags-
entwurf mit allen Anlagen rechtzeitig (min-
destens vier Wochen) vor dem Satzungs-
beschluss bei der unteren Naturschutzbe-
hörde vorzulegen. Im Vertragsentwurf sind 
die plangebietsexternen Ausgleichsmaß-
nahmen dauerhaft (zumindest für einen 
Unterhaltungszeitraum von 25 Jahren) zu 
sichern. 

Dies wird berücksichtigt. 

Da keine externen Ausgleichsmaßnahmen vorgese-
hen sind, ist kein öffentlich-rechtlicher Vertrag erfor-
derlich. 

A.3.2 Kompensationsverzeichnis 

Gemäß § 18 Abs. 2 Naturschutzgesetz 
übermitteln die Gemeinden die erforderli-
chen Angaben nach § 17 Abs. 6 Satz 2 
BNatSchG (Angaben zur Aufnahme in das 
Kompensationsverzeichnis), wenn Flä-
chen oder Maßnahmen zum Ausgleich im 
Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB in einem Be-
bauungsplan festgesetzt sind oder Maß-
nahmen auf von der Gemeinde bereitge-
stellten Flächen durchgeführt werden. 

 

Dies wird berücksichtigt. 

Da keine externen Ausgleichsmaßnahmen vorgese-
hen sind, ist kein öffentlich-rechtlicher Vertrag erfor-
derlich. Insofern ist auch kein Eintrag in das Kom-
pensationsverzeichnis erforderlich. 
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Soweit diese Maßnahmen außerhalb des 
Eingriffsbebauungsplans liegen, sind 
diese in das Kompensationsverzeichnis 
aufzunehmen. 

A.3.2.1 Hierfür steht den Gemeinden ein Zugang 
zu den bauplanungsrechtlichen Abteilun-
gen der Webanwendung „Kompensations-
verzeichnis & Ökokonto Baden-Württem-
berg" unter http://www.lubw.bwl,de/serv-
let/is/71791/ » Zugang Kommune (Bauleit-
planung) zur Verfügung. Über diese We-
banwendung sind die externen Aus-
gleichsmaßnahmen in das bauleit-planeri-
sche Kompensationsverzeichnis aufzu-
nehmen. Die Eintragung in das bauleitpla-
nerische Kompensationsverzeichnis kann 
auch durch das hierzu von der Gemeinde 
beauftragte Planungsbüro erfolgen. 
Hierzu ist es möglich, dass ein Planungs-
büro ebenfalls den Gemeinde-Zugang 
nutzt und sich unter http://rips-
dienste.lubw.baden-wuerttem-
berg,de/rips/einqriffsregelungg/apps/lo-
gin.aspx?servicelD=33 für einen persönli-
chen Zugang für eine bestimmte Ge-
meinde registriert. Vor der Registrierung 
eines Planungsbüros bedarf es hierzu ei-
ner formlosen Zustimmung durch die Ge-
meinde zu dieser Registrierung per E-Mail 
an die LUBW. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.3.2.2 Nach Eintragung der externen Ausgleichs-
maßnahmen in die bauplanungsrechtliche 
Abteilung des Kompensationsverzeichnis-
ses ist der Unteren Naturschutzbehörde 
hiervon Nachricht zu geben. 

Dies wird berücksichtigt. 

Da keine externen Ausgleichsmaßnahmen vorgese-
hen sind, ist kein öffentlich-rechtlicher Vertrag erfor-
derlich. Insofern ist auch kein Eintrag in das Kom-
pensationsverzeichnis erforderlich. 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.3.3 Die vorliegenden Unterlagen und Bebau-
ungsvorschriften enthalten bereits Maß-
nahmen zum Schutz von Natur und Land-
schaft (z.B. Begrünung, Baumpflanzungen 
auf Parkplatzflächen, insektenschonende 
Beleuchtung usw.). Aus naturschutzfachli-
cher Sicht sollten zusätzlich die nachfol-
genden Punkte geprüft werden: 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.3.3.1 Fassadenbegrünung 

Zur besseren Einbindung des geplanten 
Gebäudes in die Landschaft sollte geprüft 
werden, ob eine Fassadenbegrünung 

Dies wird nicht berücksichtigt. Das Landschaftsbild 
ist in diesem Bereich von Sulzburg durch die beste-
henden Anlagen des Sportplatzes, des benachbar-
ten Campingplatzes und dem nördlich angrenzen-
den Gewerbegebiet stark vorbelastet. Zudem ist ein 
Gebäude geplant, welches maximal 2 Geschosse 

http://www.lubw.bwl,de/servlet/is/71791/
http://www.lubw.bwl,de/servlet/is/71791/
http://rips-dienste.lubw.baden-wuerttem-berg,de/rips/einqriffsregelungg/apps/login.aspx?servicelD=33
http://rips-dienste.lubw.baden-wuerttem-berg,de/rips/einqriffsregelungg/apps/login.aspx?servicelD=33
http://rips-dienste.lubw.baden-wuerttem-berg,de/rips/einqriffsregelungg/apps/login.aspx?servicelD=33
http://rips-dienste.lubw.baden-wuerttem-berg,de/rips/einqriffsregelungg/apps/login.aspx?servicelD=33
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nach Norden (zum Sportplatz hin) erfolgen 
kann. 

aufweist. Insofern wird es vorliegend als nicht erfor-
derlich angesehen, die Fassade verpflichtend zu be-
grünen. Dennoch wird ein entsprechender Hinweis 
in die Bebauungsvorschriften aufgenommen. 

A.3.3.2 Erhalt Gehölze und Bäume 

Im Bereich der als öffentlichen Grünfläche 
vorgesehenen Böschung im Südosten so-
wie auf der Böschung im Westen des 
Plangebiets befinden sich mehrere Ge-
hölze und Bäume. Zur besseren Einbin-
dung des geplanten Gebäudes sollte ge-
prüft werden, ob diese erhalten werden 
können. Sofern dies möglich ist, sollten die 
Bebauungsvorschriften um entspre-
chende Baum-/Gehölzschutzmaßnahmen 
vor baubedingten Beeinträchtigungen (ge-
mäß DIN 18920; RAS LP 4) ergänzt wer-
den. 

Dies wird berücksichtigt. 

 

Die Gehölze auf der öffentlichen Grünfläche (F1-
Fläche) werden zum Erhalt festgesetzt. Die Bauvor-
schriften werden um entsprechende Gehölzschutz-
maßnahmen ergänzt. 

 

A.3.3.3 Anpassung Pflanzliste 

Die Bebauungsvorschriften enthalten u.a. 
eine Pflanzliste für die Bepflanzung des 
Parkplatzes (Ziffer 11, Seite 22). Diese 
sollte ausschließlich gebietsheimische 
Gehölze regionaler Herkunft der Wuchsre-
gion „Markgräfler Hügelland" beinhalten. 

Dies wird berücksichtigt.  

Zur Offenlage wird die Pflanzliste angepasst. 

A.4 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 430/440 Umweltrecht, Wasser und Boden 
(gemeinsames Schreiben vom 13.12.2022) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.4.1 Bodenschutz/Altlasten 

Nach derzeitigem Kenntnisstand befindet 
sich das geplante Vorhaben in einem 
durch historische Bergbautätigkeit beein-
flussten Gebiet. Eine vom Landratsamt in 
Auftrag gegebene Detailuntersuchung 
(23.11.2016) zur bergbaubedingten 
Schwermetallbelastung der Böden im 
Landkreis BH, hat im Bereich der Planung 
hohe Schwermetallgehalte im Boden vor-
gefunden, welche gemäß der Verwal-
tungsvorschrift des Umweltministeriums 
für die Verwertung von als Abfall einge-
stuftem Bodenmaterial (2007) (kurz VwV-
Bodenverwertung) in die Abfallverwer-
tungsklasse „>Z2" -> Deponieklasse DK 
einzuordnen sind. Maßgebend hierfür ist 
die Belastung mit Blei. Die Schwermetall-
belastung ist auf historische Bergbautätig-
keiten zurückzuführen. Diese ist im 
Schwemmfächer durch 

 

Dies wird berücksichtigt. Ein entsprechender Hin-
weis wird in die Bebauungsvorschriften aufgenom-
men. 
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Überschwemmungen und infolgedessen 
durch Ablagerung mit kontaminierten 
Schwarzwaldsedimenten entstanden. 

A.4.1.1 Die zum Zeitpunkt der Detailuntersuchung 
bekannten Bodenbelastungen stehen er-
fahrungsgemäß einer Bebauung grund-
sätzlich nicht im Wege. Aufgrund der hier 
vorgefundenen, geogen bedingten 
Schwermetallbelastung ist eine Verwer-
tung innerhalb des Bauvorhabens mög-
lich. Die Belastungen können aber beim 
Anfallen von Nicht-vor-Ort verwertungsfä-
higem Erdaushub zu deutlich erhöhten 
Verwertungs-bzw. Entsorgungskosten 
andernorts führen. 

Dies wird berücksichtigt. Ein entsprechender Hin-
weis wird in die Bebauungsvorschriften aufgenom-
men. 

A.4.1.2 Generell richtet sich die Verwertung von 
Überschussmassen nach der Ziffer 5 der 
Verwaltungsvorschrift Baden-Württem-
berg „Boden als Abfall" (2007). Eine tech-
nische Verwertung der Einbaukonfigura-
tion Z1 bzw. Z 2 ist mit spezifischen Siche-
rungsmaßnahmen möglich. Bei Bodenge-
halten, die über der Einbaukonfiguration 
Z2 liegen (>Z2), ist eine Ablagerung auf ei-
ner geeigneten Deponie notwendig. 

Dies wird berücksichtigt. Ein entsprechender Hin-
weis wird in die Bebauungsvorschriften aufgenom-
men. 

A.4.1.3 Nach Ziffer 6 (3) der VwV Boden ist im Gel-
tungsbereich von Böden mit großflächig 
erhöhten Schwermetallgehalten ein Ein-
bau von Material der Einbaukonfiguration 
>Z2 sowohl für bodenähnliche als auch in 
technische Bauwerke möglich, sofern die 
Schadstoffgesamtgehalte im Boden am 
Einbauort nicht überschritten werden und 
die Eluatgehalte die Zuordnungswerte 
ZO* bei bodenähnlichen und Z2 bei tech-
nischen Bauwerken eingehalten werden. 
Der Einbau bedarf einer Einzelfallprüfung 
durch die Untere Bodenschutzbehörde 
(Herr Renz, Durchwahl -4466 oder lean-
der.renz@lkbh.de). 

Dies wird berücksichtigt. Ein entsprechender Hin-
weis wird in die Bebauungsvorschriften aufgenom-
men. 

A.4.1.4 Prüfwerte gemäß Bundesbodenschutz-
Verordnung (BBodSchV) für die Nut-
zungskategorie „Park- und Freizeitflä-
chen", Wirkungspfad Boden-Mensch sind 
voraussichtlich am Ort der Planung nicht 
überschritten. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.4.2 Altlasten 

Die nördliche Ecke des Planbereiches wird 
von der Altablagerung „aa/ Geländeauf-
schüttung im Gewand Br" überlagert. Es 
handelt sich hierbei um eine Erdaus-
hubablagerung aus den Jahren 1975-
1976. Die Fläche liegt gemäß der 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Da sich die nord-
westliche Ecke nach aktuellem Stand (Offenlage) 
nicht mehr im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes befindet, kann der Hinweis entfallen. 

mailto:leander.renz@lkbh.de
mailto:leander.renz@lkbh.de
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Behandlung nach Altlastenhandbuch auf 
Beweisniveau 1. Dies bedeutet, dass ent-
sprechend der Prioritätensetzung bisher 
keine technischen Untersuchungen durch-
geführt wurden. Die Datengrundlage ba-
siert auf einer historischen Erhebung. 

A.4.2.1 Grundsätzlich bestehen aus altlastentech-
nischer Sicht keine Bedenken gegen das 
Vorhaben. Zu beachten ist, dass im Zuge 
von Baumaßnahmen mit Aushubarbeiten 
und anfallendem Erdaushub die Abfall-
frage zu prüfen ist. Sollte belastetes Bo-
denmaterial angetroffen werden, ist die 
untere Bodenschutzbehörde umgehend 
zu informieren. In diesem Fall ist eine vor-
schriftsgemäße Entsorgung zu gewähr-
leisten. 

Dies wird berücksichtigt. Ein entsprechender Hin-
weis wird in die Bebauungsvorschriften aufgenom-
men. 

A.4.3 Versickerungsanlagen 

Bei einer gezielten Versickerung darf un-
terhalb der belebten Bodenschicht nur 
über unbelastetem natürlichem Bodenma-
terial versickert werden. 

Aus Gründen einer ausreichenden Reini-
gungsleistung des Unterbodens sind Re-
cyclingmaterialien, Schlacken, Aschen, 
Bauschutt o. Ä. sowie Auffüllungen, die mit 
vorgenannten oder anderen Fremd- oder 
Störstoffen vermischt sind nicht zulässig. 
Eine Versickerung ist nur über Boden mit 
Zuordnung zur Einbaukonfiguration Z0 
möglich. Zur Orientierung können die Zu-
ordnungswerte der „Verwaltungsvorschrift 
für die Verwertung von als Abfall einge-
stuftem Bodenmaterial" (VwV Boden) her-
angezogen werden. Aufgrund der Lage im 
geogen mit Schwermetallen vorbelasteten 
Gebiet ist im Bereich der Versickerungs-
mulde(n) ein höherer Zuordnungswert als 
Z0 zulässig, sofern der ausschlaggebende 
Schadstoffparameter zur Schadstoff-
gruppe der Schwermetalle und Arsen ge-
hört und die Zuordnungswerte gemäß der 
Verwaltungsvorschrift des Umweltministe-
riums für die Verwertung von als Abfall ein-
gestuftem Bodenmaterial (2007) (kurz 
VwV-Bodenverwertung) 5 Z2 im Feststoff 
und < Z0* im Eluat eingehalten werden 
und die Prüfwerte für den Wirkungspfad 
Boden-Grundwasser nach BBodSchV 
nicht überschritten sind. Alle anderen 
Schadstoffparameter müssen nachweis-
lich Z0 im Feststoff und Eluat sein, bzw. 
dürfen die Prüfwerte für den Wirkungspfad 

Dies wird berücksichtigt. Ein entsprechender Hin-
weis wird in die Bebauungsvorschriften aufgenom-
men. 
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Boden-Grundwasser nach BBodSchV 
nicht überschreiten. 

A.4.3.1 Im Zuge der Probenahme ist zu beachten, 
dass Ober- und Unterboden getrennt zu 
beproben sind. Sofern die Eluatgehalte 
nicht eingehalten werden können, sind die 
Schichten entsprechend auszutauschen. 
Die Nachweise über die Einhaltung der 
Zuordnungswerte sind vor Baufreigabe zu 
erbringen. 

Dies wird berücksichtigt. Ein entsprechender Hin-
weis wird in die Bebauungsvorschriften aufgenom-
men. 

A.4.4 Wasserversorgung/Grundwasser-
schutz 

Der Standort liegt nicht innerhalb eines 
Wasserschutzgebiets oder im Zustrom ei-
ner sonstigen sensiblen Grundwassernut-
zung. Aus Sicht des Grundwasserschut-
zes bestehen keine Bedenken. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.4.5 Abwasserbeseitigung/Regenwasserbe-
handlung 

Die vorgelegten Planunterlagen beinhal-
ten noch keine detaillierten Aussagen zur 
geordneten Niederschlagswasserbeseiti-
gung. Laut Ziffer 2.5 (Anlagen zum Sam-
meln und Rückhalten von Niederschlags-
wasser) der Bebauungsplanfestsetzung 
werden die Festsetzung zur Nieder-
schlagswasserbeseitigung auf der Grund-
lage des Entwässerungskonzeptes bis zur 
Offenlage ergänzt. Außerdem wird in Ziffer 
7.4 der Begründung zum BPL darauf hin-
gewiesen, dass aus Gründen des Hoch-
wasser- und Grundwasserschutzes das 
anfallende Niederschlagswasser im Pla-
nungsgebiet über Mulden oder Retenti-
onszisternen im Plangebiet wirkungsvoll 
zurückgehalten wird. Außerdem soll im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung noch 
ein Oberflächenwasserkonzept durch ein 
qualifiziertes Ingenieurbüro erarbeitet wer-
den. 

Aus Gründen der Rechtssicherheit emp-
fehlen wir das Entwässerungskonzept 
frühzeitig vor der Offenlage mit dem FB 
440 abzustimmen. 

Dies wird berücksichtigt. Im Zusammenhang mit der 
Erschließung des Plangebiets wird ein detailliertes 
Entwässerungskonzept erarbeitet. Vorgesehen ist, 
das Plangebiet im Trennsystem zu entwässern. Das 
anfallende Schmutzwasser wird an den bestehen-
den Schmutzwasserkanal angeschlossen. Das an-
fallende Regenwasser kann auf Grund der vorhan-
denen Bodenbelastung im Plangebiet nicht versi-
ckert werden. Deshalb ist eine gedrosselte Ablei-
tung mit Einleitung in dem Sulzbach vorgesehen. 

A.4.6 Oberflächengewässer/Gewässerökolo-
gie/Hochwasserschutz/Starkregen 

Der BBP "Feuerwehr, Betriebshof und 
Bergwacht" ist laut den Hochwassergefah-
renkarten nicht von Hochwasser des na-
hegelegenen Sulzbachs betroffen. 
Ebenso wenig wird der Gewässerrand-
streifen des Sulzbachs tangiert, weshalb 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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wir keine Bedenken gegen das Vorhaben 
vorbringen. 

A.4.6.1 Sollten sich im Laufe des derzeit in Erstel-
lung befindlichen Starkregenrisikomana-
gements noch Hinweise auf eine Gefähr-
dung durch Starkregen ergeben, so sind 
diese Ergebnisse ggfs. in der weiteren Pla-
nung zu berücksichtigen. 

Das Plangebiet ist durch bauliche Maßnahmen künf-
tig vor Starkregenereignissen zu schützen. Zum ei-
nen sind Maßnahmen erforderlich die das Plange-
biet von außen zuströmendem Wasser schützen. 
Zum anderen wird das Plangebiet in seiner Höhen-
lage so ausgerichtet, dass bei Starkregen das Was-
ser über einen sogenannten Notwasserweg abflie-
ßen kann. 

A.5 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 450 Gewerbeaufsicht 
(gemeinsames Schreiben vom 13.12.2022) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.5.1 Erdmassenausgleich 

Im Sinne einer Abfallvermeidung und -Ver-
wertung sowie im Sinne des Boden- und 
Klimaschutzes soll im Planungsgebiet 
gem. § 3 Abs. 3 LKreiWiG ein Erdmassen-
ausgleich erfolgen (zum Beispiel durch 
Geländemodellierung, Höherlegung der 
Erschließungsstraßen), wobei der Baugru-
benaushub vorrangig auf den Grundstü-
cken verbleiben und darauf wieder einge-
baut werden soll, soweit Dritte dadurch 
nicht beeinträchtigt werden. 

Die Vorteile eines Erdmassenausgleichs 
vor Ort sind: 

• mehr Gefälle bei der Kanalisation,  

• erhöhter Schutz bei Starkregen, 

• Klimaschutz durch Vermeidung von 
Transporten, 

• Verwertung statt Entsorgung und 
Kostenersparnis durch Wegfall der Ab-
fuhr/Entsorgung. 

Für den Fall, dass ein Erdmassenaus-
gleich nicht möglich sein sollte, sollten die 
Gründe hierfür in der Begründung zum Be-
bauungsplan bzw. im Landschaftspflegeri-
schen Begleitplan dargelegt werden. 

Sofern ein Erdmassenausgleich im Be-
reich des Geltungsbereichs des Bebau-
ungsplans nicht möglich ist, sind über-
schüssige Erdmassen anderweitig zu ver-
werten. Diesbezüglich soll die Gemeinde 
selbst Maßnahmen ermitteln, wie z.B. die 
Verwertung für 

 

Dies wird berücksichtigt. Entsprechende Hinweise 
werden in die Bebauungsvorschriften aufgenom-
men. 
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• Lärmschutzmaßnahmen, 

• Dämme von Verkehrswegen, 

• Beseitigung von Landschaftsschä-
den, etc. 

Unbelasteter Erdaushub kann für Boden-
verbesserungen, für Rekultivierungsmaß-
nahmen oder anderen Baumaßnahmen 
verwendet werden, soweit dies technisch 
möglich, wirtschaftlich zumutbar und 
rechtlich zulässig ist. 

Erst nach gründlicher Prüfung einer sinn-
vollen Verwertung des Materials kann 
eine Entsorgung auf einer Erdaushubde-
ponie als letzte Möglichkeit in Frage kom-
men. Hierbei gilt zu beachten, dass die 
Erdaushubdeponien über begrenzte Ver-
füllmengen verfügen und wertvolles De-
ponievolumen nicht durch unbelastetes 
und bautechnisch weiterhin nutzbares Bo-
denmaterial erschöpft werden sollte. Ins-
besondere Kies kann im Regelfall als 
Rohstoff weitere Verwendung finden. Für 
Oberboden ist die Verwertung in Rekulti-
vierungsmaßnahmen zu prüfen. 

Auf die Möglichkeit, auf der Grundlage 
des § 74 Abs. 3 Ziffer 1 LBO durch örtliche 
Bauvorschriften zu bestimmen, dass die 
Höhenlage der Grundstücke erhalten 
oder verändert wird, um überschüssigen 
Bodenaushub zu vermeiden, wird in die-
sem Zusammenhang hingewiesen. 

A.5.2 Lärmemissionen 

Zur Lärmsituation soll durch ein geeigne-
tes Ingenieurbüro eine geeignete Prog-
nose erstellt und den Offenlageunterlagen 
beigefügt werden. Wir empfehlen, das ge-
samte Gutachten den Offenlageunterla-
gen beizufügen, nicht nur das Ergebnis. 

 

Dies wird berücksichtigt. Den Offenlageunterlagen 
wird die Lärmprognose entsprechend beigefügt. 

A.5.3 Versickerung Niederschlagswasser 

Zur Niederschlagswasserbeseitigung (ge-
plant dezentrale Versickerung über Mul-
den o-der/und die Rückhaltung in soge-
nannten Retentionszisternenwerden) soll 
durch ein geeignetes Ingenieurbüro ein 
Entwässerungskonzept erstellt und den 
Offenlageunterlagen beigefügt werden. 
Wir weißen darauf hin, dass für Versicke-
rungsanlagen eine wasserrechtliche Er-
laubnis nach § 8 WHG erforderlich sein 
kann. 

 

Dies wird berücksichtigt. Das Entwässerungskon-
zept wird in die Begründung zum Bebauungsplan 
aufgenommen und eine entsprechende Vorschrift in 
die örtlichen Bauvorschriften aufgenommen.  

Im noch zu erstellenden Entwässerungskonzept 
wird dargelegt, dass eine Versickerung aufgrund der 
geogenen Belastung im Plangebiet nicht möglich ist. 
Eine Abflussdrosselung über entsprechende Rück-
haltemaßnahmen sind vorgesehen.   
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A.6 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 470 Vermessung & Geoinformation 
(gemeinsames Schreiben vom 13.12.2022) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.6.1 Die Gemarkungsgrenze nach Dottingen ist 
im Plan darzustellen (Bestandteil der Pla-
nunterlage nach § 1 PlanZV 90). Die Ge-
markungsnamen sind auf der jeweiligen 
Seite anzugeben. 

Dies wird berücksichtigt. Die Gemarkungsgrenze 
nach Ballrechten-Dottingen wird im Plan entspre-
chend dargestellt. Darüber hinaus werden die ent-
sprechenden Gemarkungsnamen angegeben. 

A.7 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 520 Brand- und Katastrophenschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 13.12.2022) 

Anregungen und Hinweise aus der eige-
nen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan mit 
Begründung und ggf. Rechtsgrundlage: 

 

A.7.1 Die Löschwasserversorgung wird entspre-
chend dem Arbeitsblatt W 405 des DVGW 
in Abhängigkeit der Nutzung (§ 3 FwG, § 2 
Abs. 5 LBOAVO) festgelegt. 

Für die geplante Sondernutzung (Feuer-
wehr/Bergwacht/Bauhof) ist eine Lösch-
wasserversorgung von mind. 96 m³ 
Stunde über einen Zeitraum von 2 Stun-
den sicherzustellen. 

Hydranten sind so anzuordnen, dass die 
Entnahme von Wasser jederzeit leicht 
möglich ist. Als Grundlage sind die 
DVGW-Arbeitsblätter W 331 und W 400 zu 
beachten. 

Für Gebäude, deren zweiter Rettungsweg 
über Rettungsgeräte der Feuerwehr si-
chergestellt werden muss, sind in Abhän-
gigkeit der Gebäudehöhe entsprechende 
Zugänge bzw. Zufahrten und Aufstellflä-
chen zu schaffen (§ 2 Abs. 1-4 LBOAVO). 

Zufahrt und Aufstellflächen für Rettungs-
geräte der Feuerwehr sind nach den Vor-
gaben der VwV - Feuerwehrflächen aus-
zuführen. 

Dies wird berücksichtigt. Eine Löschwasserversor-
gung von 96 m³/h für die Dauer von zwei Stunden 
kann im Plangebiet sichergestellt. Im Arbeitsblatt W 
405 zulässige 300 m Radius befinden sich für eine 
Löschwasserentnahme zwei leistungsfähige Hyd-
ranten mit einer Einzelleistung von je 138 m³/m und 
einem Restdruck von 3 bar. Entsprechende Hin-
weise zur Löschwasserversorgung, Hydranten, Ret-
tungswege sowie Zufahrten und Aufstellflächen für 
die Feuerwehr wurden bereits in die Bebauungsvor-
schriften aufgenommen. 

A.8 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 530 Wirtschaft und Klima 
(gemeinsames Schreiben vom 13.12.2022) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 
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A.8.1 Wir begrüßen die Festsetzung von Dach-
begrünung. Ein Gründach hat eine tempe-
rierende Wirkung und mindert daher die 
Kosten für die nachträgliche Kühlung im 
Sommer bzw. im Winter für die Beheizung 
der Gebäude. Ein Gründach dient gleich-
zeitig der Wasserspeicherung. Die Nut-
zung von Regenwasserzisternen für die 
Bewässerung von öffentlichen Grünflä-
chen macht gerade für einen Bauhof Sinn 
und führt gleichzeitig zu Kosteneinsparun-
gen bei der Abwassergebühr für die Ge-
meinde. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.8.2 Wir bitten um Streichung der Ausnahmere-
gelung zur Dachbegrünung, also des letz-
ten Satzes unter 2.1.1.1. Die Photovoltaik-
pflicht bei Neubauten laut Klimaschutzge-
setz BW steht einer Dachbegrünung nicht 
entgegen. Im Gegenteil führt die Kühlung 
der Photovoltaikmodule durch die Ver-
dunstungsleistung einer Dachbegrünung 
zu einer Steigerung des Stromertrags um 
ca. 4%. Hintergrund: Steigende Tempera-
turen führen in elektrischen Bauteilen zu 
einem höheren Widerstand, der die Leis-
tung reduziert. 

Dies wird berücksichtigt. Der letzte Satz unter 
2.1.1.1 wird entsprechend gestrichen. 

A.8.3 Im Sinne der Klimaanpassung empfehlen 
wir, als Hinweis ergänzend zu den Örtli-
chen Bauvorschriften folgende Ausführun-
gen aufzunehmen: „Material und Farbe 
der Gebäude sollten so gewählt werden, 
dass eine Aufheizung der Gebäude weit-
gehend vermieden wird (helle Farben, Ma-
terialien, die sich wenig aufheizen). Damit 
wird nicht nur der nachträgliche Kühlbe-
darf im Gebäude selbst, sondern auch die 
Aufheizung der Umgebung (Hitzeinsel) re-
duziert." In diesem Fall bietet sich die 
Holzbauweise an. 

Dies wird berücksichtigt. Ein entsprechender Hin-
weis wird in die Bebauungsvorschriften aufgenom-
men. 

A.8.4 Zur Förderung der Klimatisierung und der 
Biodiversität empfehlen wir außerdem, 
eine Fassadenbegrünung festzusetzen. 
Z.B. mit folgender Testfestsetzung: „Die 
Fassaden sind alle 5 m durch Rank Ge-
wächse zu begrünen, sofern keine Fenster 
oder Tore dem Entgegenstehen. Die Be-
pflanzung ist dauerhaft zu erhalten und bei 
Verlust zu ersetzen." 

Dies wird nicht berücksichtigt. Eine verpflichtende 
Fassadenbegrünung wird vorliegend als nicht ziel-
führend erachtet. Stattdessen werden im Sinne des 
Klimaschutzes eine extensive Dachbegrünung so-
wie Gehölzpflanzungen bzw. deren Erhalt im Bö-
schungsbereich verpflichtend festgesetzt. 

A.8.5 Wir weisen darauf hin, dass laut Gebäude-
Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz 
(GEIG) vom 25.03.2021 beim Neubau von 
Nichtwohngebäuden mit mehr als sechs 
Stellplätzen jeder dritte Stellplatz mit 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Ein entspre-
chender Hinweis wird in die Bebauungsvorschriften 
aufgenommen. 
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Schutzrohren für Elektrokabel zu verse-
hen ist. Außerdem ist ein Ladepunkt ein-
zuplanen. Bei der Planung von Neubauge-
bieten ist es ratsam, eine ausreichende Di-
mensionierung der Netzinfrastruktur für 
die Installation von Ladeinfrastruktur zu 
berücksichtigen. Das bedeutet beispiels-
weise die Verlegung von Leerrohren und 
ausreichend dimensionierten Stromleitun-
gen für zukünftige Ladeinfrastruktur, z.B. 
für elektrische Nutzfahrzeuge und akkube-
triebene Geräte (Elektro-Lader, Laubblä-
ser u.a.). 

A.9 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 580 Landwirtschaft 
(gemeinsames Schreiben vom 13.12.2022) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.9.1 Mit der für den Gemeinbedarf (Zweckbe-
stimmung „Feuerwehr, Betriebshof und 
Bergwacht") vorgesehenen Fläche von ca. 
0,53 ha wird der südöstliche Teil des Flur-
stücks 1077 (Sport-, Freizeit- und Erho-
lungsfläche) überplant. Eine Überplanung 
landwirtschaftlichen Flächen ist somit 
nicht vorliegend. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.9.1.1 Das Plangebiet grenzt darüber hinaus 
nicht an landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen an. Rebflächen und Ackerland befin-
den sich zwar in einer Entfernung von 140 
bis 300 m (südwestlich und nordöstlich 
des Plangebiets). In Anbetracht der ge-
nannten Distanz bestehen jedoch, hin-
sichtlich der Bewirtschaftung und mögli-
cher Beeinträchtigungen des überplanten 
Gebiets, keine Bedenken. 

In einer Entfernung von knapp 600 m liegt 
ein landwirtschaftlicher Tierhaltungsbe-
trieb (60 Hühner). Aufgrund des genann-
ten Abstandes des Bauvorhabens zum 
Tierhaltungsbetrieb, der zwischenliegen-
den Wohnbebauung und im Rahmen der 
gegenseitigen Rücksichtnahme bestehen 
aus landwirtschaftlicher Sicht jedoch keine 
Bedenken gegen die vorliegende Planung. 

Wir möchten jedoch darauf hinweisen, 
dass von den landwirtschaftlich genutzten 
Flächen und Grundstücken Emissionen in 
Form von Lärm, Staub und Geruch ausge-
hen können, die als ortsüblich hinzuneh-
men sind, solange die Grenzwerte der TA 
Luft nicht überschritten werden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dies wird berücksichtigt. Ein entsprechender Hin-
weis wird in die Bebauungsvorschriften aufgenom-
men. 
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A.9.1.2 Da für den Umweltbelang Arten und Bio-
tope allenfalls geringe Auswirkungen zu 
erwarten sind, ist in Anwendung von § 1a 
Abs. 3 BauGB ein Ausgleich nicht erfor-
derlich. In Bezug auf die umzusetzenden 
Vermeidungsmaßnahmen kann eine Be-
einträchtigung landwirtschaftlicher Be-
lange sehr wahrscheinlich ausgeschlos-
sen werden. Im Zusammenhang mit der 
noch ausstehenden artenschutzrechtli-
chen Prüfung „Reptilien", einer noch dies-
bezüglich zu konkretisierenden Festle-
gung eventuell notwendiger Maßnahmen, 
sowie dem bodenschutzrechtlichen Aus-
gleich verweisen wir auf §15(3) BNatSchG 
(Berücksichtigung agrar-struktureller Be-
lange) und §15(6) NatSchG (frühzeitige 
Einbindung der zuständigen Landwirt-
schaftsbehörde bei Inanspruchnahme 
landwirtschaftlicher Flächen). Wir bitten 
um eine frühzeitige (auf Planungsebene) 
Kontaktaufnahme seitens des zuständi-
gen Planungsbüros. Entscheidungshilfe 
bei der Auswahl geeigneter Flächen bietet 
die Digitale Flurbilanz von Baden-Würt-
temberg (www.flurbilanz.de) und die digi-
tale Fachkarte „Potenzielle Ausgleichsflä-
chen". Informationen zu Flächen, die in die 
engere Auswahl kommen, können gerne 
von den Planungsbüros beim FB 580 - 
Landwirtschaft erfragt werden. 

Dies wird berücksichtigt. Bei Inanspruchnahme von 
landwirtschaftlich genutzten Flächen für mögliche 
Ausgleichsmaßnahmen wird der FB 580 Landwirt-
schaft zu gegebener Zeit entsprechend informiert. 

A.10 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 650/660 Untere Straßenverkehrsbehörde 
und Landkreis als Straßenbaulastträger 
(gemeinsames Schreiben vom 13.12.2022) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.10.1 Die Erschließung soll über die Gebrüder-
Spreng-Straße (Gemeindestraße) erfol-
gen. Wir regen an, die Zulässigkeit von 
Ein- und Ausfahrten auf die angedachte 
Zufahrt zum Gelände zu begrenzen. Dies 
ist mit dem Planzeichen „Bereiche ohne 
Ein- und Ausfahrt" im zeichnerischen Teil 
zu kennzeichnen. 

Dies wurde bereits berücksichtigt. In der Planzeich-
nung wurde entlang der vorhandenen Böschung be-
reits ein Bereich ohne Ein- und Ausfahrt festgesetzt. 
D.h., dass die Zu- und Abfahrt zum Plangebiet nur 
von Südosten erfolgen darf. 

A.10.2 Aufgrund von vermutlich größeren Ein-
satzfahrzeugen, sollten die Schleppkurven 
im Einmündungsbereich zur Kreisstraße 
überprüft werden. Insbesondere auch auf-
grund der bestehenden Querungsinsel auf 
der Kreisstraße. Die Ausfahrt vom Be-
triebsgelände auf die Gebrüder-Spreng-

Dies wird berücksichtigt. Anhand von Schleppkur-
ven für Feuerwehreinsatzfahrzeuge wurde nachge-
wiesen, dass die Ausfahrmöglichkeiten auf die 
Kreisstraße ausreichend groß ausgebildet sind. Die 
erwähnte Querungsinsel liegt nicht im unmittelbaren 
Einmündungsbereich und kann deshalb problemlos 
passiert werden. Von der Grundstücksausfahrt bis 

http://www.flurbilanz.de/
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Straße muss so ausgebildet werden, dass 
sich auch größere Einsatzfahrzeuge im 
weiteren Verlauf wieder geradlinig im Ein-
mündungsbereich zur K 4941 aufstellen 
können, um in die Kreisstraße einzufah-
ren. Aus unserer Sicht wäre es empfeh-
lenswert, die Zufahrt auf das Gelände min-
destens 10 m nach Westen zu verschie-
ben. Der Bereich ohne Ein- und Ausfahr-
ten müsste entsprechend angepasst wer-
den. 

 

zur Einmündung in die Kreisstraße K 4941 ist eine 
Aufstelllänge von größer 15 m gegeben. 

A.11 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 91 Landesamt Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
(Schreiben vom 19.12.2022) 

Hinweise, Anregungen oder Bedenken  

A.11.1 Geotechnik 

Das LGRB weist darauf hin, dass im An-
hörungsverfahren als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung 
vorgelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet 
ein ingenieurgeologisches Übersichtsgut-
achten, Baugrundgutachten oder geotech-
nischer Bericht vorliegt, liegen die darin 
getroffenen Aussagen im Verantwortungs-
bereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung 
vorausgesetzt, wird andernfalls die Über-
nahme der folgenden geotechnischen Hin-
weise in den Bebauungsplan empfohlen: 

Das Plangebiet befindet sich auf Grund-
lage der am LGRB vorhandenen Geoda-
ten im Verbreitungsbereich von Auenlehm 
und Holozänen Abschwemmmassen mit 
im Detail nicht bekannter Mächtigkeit. 

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener 
Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtra-
gung geeignet sind, einem oberflächenna-
hen saisonalen Schwinden (bei Austrock-
nung) und Quellen (bei Wiederbefeuch-
tung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwit-
terungsbodens sowie einem kleinräumig 
deutlich unterschiedlichen Setzungsver-
halten des Untergrundes ist zu rechnen. 
Ggf. vorhandene organische Anteile kön-
nen zu zusätzlichen bautechnischen Er-
schwernissen führen. Der Grundwasser-
flurabstand kann bauwerksrelevant sein. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im 
Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Bau-
grundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen bzw. berücksich-
tigt. Entsprechende Hinweise werden in die Bebau-
ungsvorschriften aufgenommen. 
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Wahl und Tragfähigkeit des Gründungsho-
rizonts, zum Grundwasser, zur Baugru-
bensicherung) werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 
1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates 
Ingenieurbüro empfohlen. 

A.11.2 Boden 

Da ausschließlich Böden in Siedlungsflä-
chen vom Planungsvorhaben betroffen 
sind und davon ausgegangen werden 
kann, dass diese weitestgehend anthropo-
gen verändert wurden, sind aus boden-
kundlicher Sicht keine Hinweise, Anregun-
gen oder Bedenken vorzutragen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.3 Mineralische Rohstoffe 

Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoff-
geologischer Sicht keine Hinweise, Anre-
gungen oder Bedenken vorzubringen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.4 Grundwasser 

Das LGRB weist darauf hin, dass im An-
hörungsverfahren des LGRB als Träger öf-
fentlicher Belange keine fachtechnische 
Prüfung vorgelegter Gutachten oder von 
Auszügen daraus erfolgt 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.5 Sofern für das Plangebiet ein hydrogeolo-
gisches Übersichtsgutachten, Detailgut-
achten oder hydrogeologischer Bericht 
vorliegt, liegen die darin getroffenen Aus-
sagen im Verantwortungsbereich des gut-
achtenden Ingenieurbüros. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.6 Die hydrogeologischen und geothermi-
schen Untergrundverhältnisse können 
dem Hydro- geologischen Kartenwerk des 
LGRB (1: 50 000) (LGRB-Kartenviewer 
https://roaps.lgrb-bw,de/?view=:lgrb_ge-
ola_hyd) und LGRBwissen 

https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/hydrogeoio-
qie) sowie dem Informationssystem „Ober-
flächennahe Geothermie" (ISONG, 
https://isonq.iqrb-bw.de ) entnommen wer-
den. 

Das Plangebiet liegt innerhalb des rechts-
kräftigen Heilquellenschutzgebiets (hier 
Zone III) für die Fassung „Thermalquelle 
IV Bad Krozingen" (HQS Nr.: 315025). 

Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbei-
tung des LGRB zu hydrogeologischen 
Themen statt. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Entsprechende 
Hinweise werden in die Bebauungsvorschriften auf-
genommen. 

A.11.7 Bergbau Dies wird zur Kenntnis genommen. 

https://roaps.lgrb-bw,de/?view=:lgrb
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/hydrogeoioqie
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/hydrogeoioqie
https://isonq.iqrb-bw.de/
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Gegen die Planung bestehen von bergbe-
hördlicher Seite keine Einwendungen. 

A.11.8 Geotopschutz 

Im Bereich der Planfläche sind Belange 
des geowissenschaftlichen Naturschutzes 
nicht tangiert. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.9 Allgemeine Hinweise 

Die lokalen geologischen Untergrundver-
hältnisse können dem bestehenden Geo-
logischen Kartenwerk, eine Übersicht über 
die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der 
Homepage des LGRB (http://www.lgrb-
bw.de) entnommen werden. 

Des Weiteren verweisen wir auf unser Ge-
otop-Kataster, welches im Internet unter 
der Adresse http://lgrb-bw.de/geotouris-
mus/geotope (Anwendung LGRB-Mapser-
ver Geotop-Kataster) abgerufen werden 
kann. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Ein entspre-
chender Hinweis wird in die Bebauungsvorschriften 
aufgenommen. 

A.12 Regionalverband Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 02.12.2022) 

A.12.1 Der Bebauungsplan wird nach § 13a 
BauGB aufgestellt, umfasst einen Gel-
tungsbereich von ca. 0,5 ha und setzt im 
Wesentlichen eine Gemeinbedarfsfläche 
für einen neuen Feuerwehrstandort für 
Sulzburg und Laufen fest sowie für den 
Bauhof und die Bergwacht. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.12.2 Da sich der Bebauungsplan nicht aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelt, ist der 
Flächennutzungsplan nach § 13a 
(2) Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung 
anzupassen. 
Hierbei ist auf § 6 (5) BauGB hinzuweisen, 
wonach jedermann über den aktuellen In-
halt des Flächennutzungsplans Auskunft 
verlangen kann. 
Folglich sollte die Berichtigung des Flä-
chennutzungsplans unverzüglich nach 
Rechtskraft des Bebauungsplans erfol-
gen. 
Zur Aktualisierung des Raumordnungska-
tasters AROK ist dem Regierungspräsi-
dium Freiburg der berichtigte 
Flächennutzungsplan sowie der Bebau-
ungsplan zuzustellen. 

Dies wird berücksichtigt. Der Flächennutzungsplan 
wird gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der 
Berichtigung, zeitnah nach Satzungsbeschluss, an-
gepasst. 

A.12.3 Aus regionalplanerischer Sicht bestehen 
keine weiteren Hinweise und Einwendun-
gen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.13 Deutsche Telekom Technik GmbH 

http://www.lgrb-bw.de/
http://www.lgrb-bw.de/
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope
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(Schreiben vom 09.12.2022) 

A.13.1 Im Planbereich befinden sich Telekommu-
nikationslinien der Telekom, die aus beige-
fügtem Plan ersichtlich sind. Die Aufwen-
dungen der Telekom müssen bei der Ver-
wirklichung des Bebauungsplans so ge-
ring wie möglich gehalten werden. Des-
halb bitten wir, unsere Belange wie folgt zu 
berücksichtigen: 
Aktuell befindet sich noch eine unterirdi-
sche TK Linie im Bereich des Bebauungs-
plans. 
Diese dient der Versorgung des vorhande-
nen Clubheims. Wir gehen davon aus, 
dass im Zuge der neuen Bebauung das 
Clubheim abgerissen wird und in diesem 
Zuge das Kabel zurück gebaut werden 
kann. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Geplant ist, das bestehende Clubheim zunächst zu 
erhalten. Bei einem ggf. späteren Abriss wird das 
entsprechende Kabel zurückgebaut. Ein zusätzli-
cher Hinweis hierzu wird in die Bebauungsvorschrif-
ten aufgenommen. 

A.13.2 Weitere Anmerkungen sind von Seiten Te-
lekom nicht vorzubringen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

A.14 bnNETZE GmbH 
(Schreiben vom 24.11.2022) 

Beabsichtigte eigene Planungen und 
Maßnahmen, die den o. g. Plan berüh-
ren können, mit Angabe des Sachstan-
des und des Zeitrahmens: 

 

A.14.1 Die Wirtschaftlichkeit von Leitungsverle-
gungen zur Sicherstellung der Erdgasver-
sorgung ist zu prüfen. Investitionen wer-
den nach unternehmerischen Gesichts-
punkten, auch im Hinblick auf beabsich-
tigte oder vorhandene energetische Kon-
zepte, geplant. 

Nach derzeitigem Stand ist nicht geplant, das Plan-
gebiet an das Erdgasnetz anzuschließen. 
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Bedenken und Anregungen aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, 
gegliedert nach Sachkomplexen, je-
weils mit Begründung und Rechts-
grundlage: 

 

A.14.2 Bei gegebener Wirtschaftlichkeit kann das 
Planungsgebiet durch Anschluss an das 
bestehende Leitungsnetz mit Erdgas ver-
sorgt werden. Hausanschlüsse werden 
nach den technischen Anschlussbedin-
gungen der bnNETZE GmbH, den Bestim-
mungen der NDAV und den Maßgaben 
der einschlägigen Regelwerke in der je-
weils gültigen Fassung ausgeführt. In An-
lehnung an die DIN 18012 wird für Neu-
bauvorhaben ein Anschlussübergabe-
raum benötigt. Der Hausanschlussraum 
ist an der zur Straße zugewandten Außen-
wand des Gebäudes einzurichten und hat 
ausreichend belüftbar zu sein. Anschluss-
leitungen sind geradlinig und auf kürzes-
tem Weg vom Abzweig der Versorgungs-
leitung bis in den Hausanschlussraum zu 
führen. 

Siehe Beschlussvorschlag in Ziffer A. 14.1. 

A.15 Amprion GmbH 
(Schreiben vom 22.11.2022) 

A.15.1 Im Planbereich der o. a. Maßnahme ver-
laufen keine Höchstspannungsleitungen 
unseres Unternehmens. 
Planungen von Höchstspannungsleitun-
gen für diesen Bereich liegen aus heutiger 
Sicht nicht vor. 
Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich 
weiterer Versorgungsleitungen die zustän-
digen Unternehmen beteiligt haben. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Bezüglich mög-
licher weiterer Versorgungsleitungen wurden/wer-
den die maßgebenden Versorgungsträger am Ver-
fahren entsprechend beteiligt. 

A.16 Gemeindeverwaltungsverband Müllheim-Badenweiler 
(Schreiben vom 20.12.2022 

A.16.1 Ziffer 5.1, Hochbauliches Konzept: 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Zu-
fahrt zu der Anlage über die „Gebrüder-
Spreng-Straße" von Osten erfolgt und 
nicht, wie im Text beschrieben von Wes-
ten. Wir bitten um Prüfung und Korrektur. 

Sonstige, bauleitplanerische Belange des 
Gemeindeverwaltungsverbandes Müll-
heim-Badenweiler sind durch den o.g. Be-
bauungsplan nicht berührt. 

Dies wird berücksichtigt. Ziffer 5.1 der Begründung 
(hochbauliches Konzept) wird im Hinblick auf die 
Himmelsrichtung korrigiert. 

A.16.2 Wir bitten um Beteiligung im weiteren Ver-
fahren. 

Dies wird berücksichtigt. Eine weitere Beteiligung 
am Verfahren findet statt. 
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B KEINE BEDENKEN UND ANREGUNGEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖF-
FENTLICHER BELANGE 

 

B.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – ALB 
(gemeinsames Schreiben vom 13.12.2022) 

B.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 540 Flurneuordnung 
(gemeinsames Schreiben vom 13.12.2022) 

B.3 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 47.1 Straßenbau Nord 
(Schreiben vom 6.12.2022) 

B.4 Netze BW GmbH 
(Schreiben vom 10.11.2022)- Keine weitere Beteiligung 

B.5 Vodafone West GmbH 
(Schreiben vom 30.11.2022) 

B.6 Transnet BW GmbH 
(Schreiben vom 17.11.2022)- Keine weitere Beteiligung 

B.7 Stadt Staufen 
(Schreiben vom 16.11.2022)- Keine weitere Beteiligung 

B.8 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 21 Wirtschaft, Raumordnung, Bau-, Denkmal- und 
Gesundheitswesen 

B.9 Regierungspräsidium Freiburg –.Abt. 5 Umwelt 

B.10 Regierungspräsidium Stuttgart – Abt.8 Landesamt für Denkmalpflege 

B.11 IHK Südlicher Oberrhein 

B.12 terranets bw GmbH 

B.13 Abwasserverband Sulzbach 

B.14 Zweckverband Gruppenwasserversorgung Sulzbachtal 

B.15 Gemeinde Badenweiler 

B.16 Gemeindeverwaltungsverband Müllheim-Badenweiler Untere Verkehrsbehörde 

B.17 Gemeinde Buggingen 

B.18 Gemeinde Münstertal 

B.19 Gemeindeverwaltungsverband Staufen-Münstertal 

B.20 Stadt Heitersheim 

B.21 Stadt Staufen 

B.22 Verwaltungsgemeinschaft Heitersheim, Ballrechten-Dottingen und Eschbach 

B.23 Stadt Müllheim 

 

 

C STELLUNGNAHMEN AUS DER ÖFFENTLICHKEIT  

Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit sind im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung nicht eingegangen. 


